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VON LOTHAR SCHRÖDER

I
st diesesGutachtennunendgültig
das „Waterloo“ der katholischen
Kirche, vondemderKirchenrecht-
lerThomasSchüller spricht?Man-

chemögendas gehofft, anderebefürch-
tet haben. Zumindest zeigt das jetzt
präsentierteMissbrauchsgutachten für
das Erzbistum München und Freising,
wie verstrickt dieKirche indiesemSkan-
dal bis inhöchsteÄm-
ter ist undwiedieVer-
antwortlichen nach
wie vor mit Schuld-
abweisungen erken-
nen lassen, wie klein
ihr Wille ist, Verant-
wortung zu überneh-
men. Allen voran der
emeritierte Papst Benedikt XVI.
Als Kardinal Joseph Ratzinger leite-

te er das Erzbistum von 1977 bis 1982.
In dieser Zeit wechselte der pädophile
Priester Peter H. von Essen nachMün-
chen, undobgleich seineVorgeschichte
bekanntwar,wurde er für etlicheweite-
re Jahre inder Seelsorge eingesetzt.Und
missbrauchte weiter Kinder und Ju-
gendliche. Insgesamt sollen es 28 sein.
Von alldem will Benedikt damals

nichts gewusst haben. An der Ordina-
riatssitzungvom15. Juni 1980, inderder
Fall besprochen wurde, habe er nicht
teilgenommen, versichert er in einer
82 SeitenumfassendenStellungnahme
gegenüber der Kanzlei Westpfahl Spil-
kerWastl (WSW). Siehat diesesGutach-
ten erstellt. Jetzt aufgetauchte Kopien
von Sitzungsprotokollen aber führen
dendamaligenErzbischofmitRedebei-
trägen unter anderem zur Causa Hans
Küng an. Benedikt, der sich auf ein au-
ßerordentliches Langzeitgedächtnis be-
ruft, versucht,Taten zu relativieren.Das
WSW-Gutachten zitiert ihndamit, dass
der Pfarrer nur als Exhibitionist aufge-
fallen sei,„abernicht alsMissbrauchstä-
ter imeigentlichenSinn“. In keinemder
Fälle sei es zu einer Berührung gekom-
men. Darüber hinaus habe er als Pri-
vatmann agiert und sei nicht als Pries-

ter erkennbar gewesen. Sohabe sichder
Beschuldigte weder als Priester in der
Pfarrseelsorge noch als Religionslehrer
nach Benedikts Worten „das Mindeste
zuschulden kommen lassen“.
Und hatte nicht der damalige Gene-

ralvikar Gerhard Gruber, heute über
90 Jahre alt, alle Verantwortung in die-
semFall übernommen?Gegenüberder
Kanzlei betonte Gruber nun, dass die-
ses Schuldeingeständnis unter Druck

entstanden sei. Alle
Schutzbehauptun-
gen, Verdrängungen,
Verdrehungen und
Verharmlosungen
wiediederRatzingers
verleihendemgroßen
Skandal sexualisierter
Gewalt eine zusätzli-

cheWucht.
NachMeinungThomasSchüllers, der

Direktor am Institut für Kanonisches
Recht der Universität Münster ist, hat
„JosephRatzingerdie letzteChance ver-
spielt, reinen Tisch zumachenmit sei-
ner Verantwortung als Erzbischof von
München und Freising für seine Ver-
tuschung von Sexualstraftaten“. Ge-
genüber unserer Redaktion erklärt er,
dass dies eine „moralische Bankrott-
erklärung“ sei: Joseph Ratzinger habe
„damit sein Lebenswerk zerstört“ und
„der katholischenKircheundvor allem
demPapstamt einen irreparablenScha-
den zugefügt“. Ratzinger verhöhne die
Opfer sexualisierter Gewalt in der Kir-
che, soderKirchenrechtler.DerVatikan
will, soheißt es, indenkommendenTa-
gen detailliert auf dasMünchnerMiss-
brauchsgutachten schauen.
Im jüngstenGutachten ist der Fall des

Priesters PeterH. ein eigenerBand.Und
mit dememeritierten Papst ist eine der
höchstenmoralischen Instanzender rö-
misch-katholischen Kirche darin ver-
strickt. Doch noch immer ist das Ge-
heimhaltungsinteresse groß und die
Bereitschaft gering, persönliche Ver-
antwortung zu übernehmen. Gerade
dies aber wäre moralisch geboten. Es
kann nicht um Macht und den Schutz

einer Institution gehen, vielmehrmuss
eine Haltung des Respekts gegenüber
den vielenMissbrauchsbetroffenen er-
kennbar werden. Diese Form der Ver-
antwortung hat immer auch etwas mit
demWunsch nach Aufklärung zu tun.
Sie ist dieWahrnehmung einer Pflicht,
die ans Amt gebunden ist.
Der Fall desPriestersH. ist ein Signal.

Aber er ist kein Einzelfall. Auch darum
darf bei aller Prominenzdesdamaligen
Erzbischofs nicht vergessen werden,
dass imGutachtenvon497Betroffenen
und235mutmaßlichenTäterndieRede
ist – darunter 173 Priestern. Das ist nur
das „Hellfeld“; die Dunkelziffer dürfte
weitaus größer sein. An der Bistums-
spitze ist niemand frei von Pflichtver-
letzungengewesen. Sowirddemamtie-
rendenMünchnerErzbischof, Kardinal
ReinhardMarx, attestiert,Missbrauchs-
fälle nicht als Chefsache gesehen und
behandelt zuhaben. Er überließ solche
Fälle bis 2018 Generalvikar und Ordi-
nariat. Ihmwerfen die Gutachter Fehl-
verhalten in zwei Fällen vor, Kardinal
FriedrichWetter in 21 und den verstor-
benen Kardinälen Michael Faulhaber
(1869–1952) und Julius Döpfner (1913–
1976) in fünf beziehungsweise 14 Fäl-
len. In einem ersten Statement zeigte
sich Marx „erschüttert und beschämt“
vomAusmaß desMissbrauchs und be-
tonte, dass Missbrauchsaufarbeitung
untrennbar verbunden sei mit der Er-
neuerung der Kirche, wie sie mit dem
SynodalenWeg vorangetrieben werde.
Eine „Bilanz des Schreckens“ nann-

ten die Gutachter ihre Ergebnisse, die
eine Fortsetzung bereits früherer Erhe-
bungen sind. Das macht das Ausmaß
der Verbrechen nur monströser. Ein-
mal mehr ist von unerlässlichen Kon-
sequenzendieRede.NachMeinungdes
Betroffenenbeirats der Bischofskonfe-
renzwird esZeit für dieÜbernahmevon
Verantwortung, für Entscheidungen,
mutiges Handeln. Für Thomas Schül-
ler ist der Tag von München eine Zä-
sur: „Die Kirche kann ihre Taten nicht
selber aufklären.Der Staatmussdiesen
Stall des Augias ausmisten.“

Verdrängt, verdreht, verharmlost

ANALYSE Das Missbrauchsgutachten für das Münchner Erzbistum dokumentiert, dass auch der spätere Papst
Benedikt XVI. von Fällen wusste – aber nicht handelte. Es gibt dem Skandal sexualisierter Gewalt zusätzliche Wucht.

Johannes-WilhelmRörig,Miss-
brauchsbeauftragter der Bundesre-
gierung: „Mir hat die beschämende
Kaltherzigkeit höchster Kleriker im
Umgangmit sexuell missbrauchten
Kindern und Jugendlichen beinahe
die Sprache verschlagen, die im Gut-
achten sichtbar wird.“

PaterHans Zollner, Theologe, Psy-
chologe und Ansprechpartner für
Missbrauchsbetroffene im Vatikan:
„Jetzt muss etwas vom emeritier-
ten Papst Benedikt XVI. kommen. Er
muss nochmal darauf reagieren.“

Kardinal ReinhardMarx, Erzbischof
vonMünchen: „Die Missbrauchskri-
se ist und bleibt eine tiefe Erschütte-
rung für die Kirche und zur Aufarbei-
tung und zumweiterenWeg gehört
die Orientierung an den Opfern des
Missbrauchs, die Aufarbeitung von
falschenMachtstrukturen und Hal-
tungen.“

MatthiasKatsch, Sprecher der Op-
ferinitiative „Eckiger Tisch“: „Die-
ses Lügengebäude, was zum Schutz
von Kardinal Ratzinger, von Papst Be-
nedikt, errichtet wurde hier in Mün-
chen, das ist heute krachend zusam-
mengefallen. Dieses System ist an
sein Ende gekommen.“

Stimmen zumMünchner
Missbrauchsgutachten

INFO

Benedikt XVI. bei einer Audienz auf
demPetersplatz 2008. FOTO: A. KREBS

„DieKirche kannnicht
selbst aufklären.

Der Staatmuss denStall
desAugias ausmisten“

Thomas Schüller
Kirchenrechtler

D ie Inflationsrate lag im De-
zember 2021 bei 5,3 Prozent.
ImVergleich zumDezember

2020 sind die Preise also im Durch-
schnitt um 5,3 Prozent gestiegen. Ob
diese Zahl widerspiegelt, wie stark
man selbst von Preiserhöhungen be-
troffen ist, hängt davon ab, ob man
ein durchschnittlicher Konsument
ist: Zur Berechnung der Inflationsrate
wird nämlich verglichen, wie viel Geld
ein bestimmterWarenkorb jeweils ge-
kostet hat. Und die Mengen, mit de-
nen einzelne Güter in diesemWaren-
korb sind, geben an, wie viel private
Haushalte im Durchschnitt von die-
sem Gut kaufen.Weicht das eigene
Konsumverhalten von diesem Durch-
schnitt ab, ist manmöglicherweise
stärker oder schwächer von Inflation
betroffen, als die offizielle Inflations-

rate angibt. Muss man zum Beispiel
mehr heizen oder mehr mit dem Auto
fahren, fallen die enormen Preisstei-
gerungen von 40 Prozent (Heizöl) und
34 Prozent (Kraftstoffe) stärker ins Ge-
wicht – die persönliche Inflationsra-
te war höher als die offizielle. Auch
wennmanmehr Gemüse und weniger
Fleisch isst als der Durchschnitt, war
man stärker betroffen. Eine stärkere
Nutzung des Internets zumDownloa-
den und Streamen vonMusik wirkte
hingegen senkend auf die persönliche
Inflationsrate. Die persönliche Inflati-
onsrate kannman im Internet auf der
Homepage des Statistischen Bundes-
amt selbst ausrechnen.
Die offizielle Inflationsrate zeigt auch
nicht, dass Bevölkerungsgruppen un-
terschiedlich stark von Inflation be-
troffen sein können. Den Zeitraum

von 1995 bis 2021 betrachtend, zeigt
das Institut der deutschenWirtschaft,
dass Haushalte mit geringem Einkom-
men stärker betroffen waren als Haus-
halte mit hohem Einkommen. Glei-
ches gilt für ältere Menschen imVer-
gleich zu jungen.
Für die Beurteilung, wie stark man
selbst oder einzelne Bevölkerungs-
gruppen von Inflation betroffen sind,
reicht es also nicht, auf die offiziel-
le Inflationsrate zu schauen, sondern
es bedarf einer differenzierteren Be-
trachtung – die Konsumstruktur muss
berücksichtigt werden.

Unsere Autorin ist Professorin für monetä-
re Makroökonomik an der Universität Düs-
seldorf. Sie wechselt sich hier mit demWett-
bewerbsökonomen Justus Haucap und dem
Vermögensexperten Karsten Tripp ab.

Von der Preissteigerung
sind nicht alle gleich
stark betroffen.

ULRIKE
NEYER

Die persönliche
Inflationsrate

GELD UND LEBEN

Ermittlungen schaden
den Grünen enorm
VON BIRGIT MARSCHALL

D
er sechsköpfige Bundesvorstand der
Grünen hat 2020 einen schweren Fehler
begangen: Die Parteichefs Baerbock und
Habeck, Bundesgeschäftsführer Kellner,

Vizechefin Lang, die demnächst zur Parteivorsitzen-
den gewählt werdenwill,Vorstandsmitglied Schaefer
undSchatzmeisterUrbatschgenehmigten sich selbst
steuerfreie Corona-Boni von jeweils 1500 Euro. Der
Beschluss könnte regelwidrig gewesen sein, weshalb
dieBerliner Staatsanwaltschaft nun strafrechtlicheEr-
mittlungenwegendesAnfangsverdachts derUntreue
gegenHabeck, Baerbock und Co. aufgenommen hat.
Der Ausgang desVerfahrens ist völlig offen. ImVer-
gleich zu Untreue-Tatbeständen in der Wirtschafts-
welt, bei denen es oft umMillionenschäden geht, ist
derVorgang – rein rechtlich gesehen –wohl nicht von
großer Brisanz. Politisch-moralisch dagegen ist der
Schaden fürdieGrünenundmöglicherweise auch für
die Ampelkoalition enorm. Kanzlerkandidatin Baer-
bock hatte das bereits imWahlkampf schmerzlich zu
spüren bekommen, als sie die Sonderzahlung dem
Bundestag hatte nachmelden müssen.
Dieses Mal steht die gesamte Bundesspitze am öf-
fentlichen Pranger. Wenn Habeck nun versucht, die
Sache kleinzureden,macht er sie nur schlimmer. Die
Ermittlungen sind keine Petitesse. Sie schaden den
Grünen massiv und schwächen sie zur Unzeit. Das
gilt für Ricarda Lang, die in zehn Tagen an die Spit-
ze rückenwill.UndWirtschaftsministerHabeckmuss
gerade die größte Transformation derWirtschaft seit
100 Jahren, den Umbau zur Klimaneutralität, orga-
nisieren. Außenministerin Baerbock steht mitten im
Sturm des russisch-ukrainischen Konflikts. Die Zei-
chendeuten sogar aufKrieg –undBaerbockmuss sich
ausgerechnet in dieser gefährlichen Lage mit einem
Fehler der Vergangenheit herumschlagen.

BERICHTWARUMGEGEN DIE GRÜNEN ERMITTELTWIRD, POLITIK

Bidens Redseligkeit
und Europas Schwäche
VON THOMAS SPANG

J
oe Biden hat mit seinem Fauxpas zur Ukraine-
Krise gewiss keineGeheimnisse anMoskauver-
raten.Wladimir Putinweiß längst, dass es inner-
halb der Nato unterschiedliche Sensibilitäten

gibt.Während die ehemaligen Staaten aus dem Sow-
jetblock entschieden auf jede Aggression in der Uk-
raine reagieren wollen, denken die Deutschen dar-
an, dass jeder zweite Kubikmeter Gas aus Russland
kommt. Der US-Präsident reflektierte das in seiner
unglücklichen Unterscheidung zwischen möglichen
ReaktionendesWestens auf eine„geringfügige“ Inva-
sionundeinenEinmarschauf breiter Front. Inder Sa-
che sprichtBidendamit dasOffensichtliche aus. Putin
hat seineTruppennicht erst seit gesternanderGrenze
zurUkraine zusammengezogen. Er hat seine Absich-
ten nie verheimlicht: Er will die nach dem Ende der
SowjetunionverlorenenEinflusszonenwiederherstel-
len. Putin interessiert dabei herzlich wenig, dass die
Menschen von Kasachstan über die Ukraine bis Be-
larus nicht fremdbestimmt werden wollen. Ihm geht
es um eine neue Sicherheitsarchitektur.
Das viel größere Problem als Bidens Redseligkeit
bleibt die strategische Schwäche Europas. Der fran-
zösischePräsidentEmmanuelMacronhat imPrinzip
recht,wenner auf eine eigenständigeRolle desKonti-
nentspocht. Aber solange fürdie Sicherheit inEuropa
dieUS-Streitkräfteherhaltenmüssen, klafft eine riesi-
ge Lücke zwischen Anspruch undWirklichkeit. Putin
wusste schon immer, dassdieAmerikaner keine eige-
nenTruppen in dieUkraine schickenwerdenunddie
Europäer keine haben. Und dass jede andere Reakti-
on abgestuft sein würde. Auch nach Bidens Fauxpas
muss er mit harten Sanktionen rechnen.
So unbedacht die Äußerungen desUS-Präsidenten
auch waren, so falsch wäre es, sie als Freifahrtschein
für Putin zu interpretieren.

BERICHTDEUTLICHE TÖNE GENMOSKAU AUS BERLIN, POLITIK
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